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Grundgesetz 
Das Grundgesetz (GG) ist die Verfas -
sung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Es wurde vom Parlamenta-
rischen Rat, dessen Mitglieder von 
den Landesparlamenten gewählt 
worden waren, am 8. Mai 1949 be-
schlossen und von den Alliierten 
genehmigt. Es setzt sich aus einer 
Präambel, den Grundrechten und 
einem organisatorischen Teil zusa-
mmen. Im Grundgesetz sind die we-
sentlichen staatlichen System- und 
Werteentscheidungen fest gelegt. 
Es steht im Rang über allen anderen 
deutschen Rechts normen. Für eine 

Änderung des Grundgesetzes ist 
die Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Bundes tages so-
wie des Bundesrates erforderlich. 
Es ist jedoch nach Artikel 79 Absatz 
3 GG unzulässig, die Gliederung des 
Bundes in Länder, die grundsätz-
liche Mitwirkung der Länder bei 
der Gesetzgebung oder die in den 
Artikeln 1 und 20 des Grundge-
setzes niedergelegten Grundsätze 
zu ändern. Artikel 1 garantiert die 
Menschenwürde und unterstreicht
die Rechtsverbindlichkeit der Grund-
rechte. Artikel 20 beschreibt die 
Staats prin zipien (siehe unter ande-

I.  Verfassungsstaatliche
Grundlagen

1.  Das Grundgesetz und
seine Prinzipien
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rem Demokratie, Rechtsstaat und 
So zialstaat).
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Grundrechte
Grundrechte sind dem Einzelnen 
zustehende, verfassungsmäßig ver-
bür gte elementare Rechte. Sie ge-
währen in er ster Linie Schutz ge-
genüber dem staat lichen Eingriff. 
Daneben strah len die Grundrechte 
auf das gesamte Recht aus. Gegen 
die Ver letzung eines Grundrechts 
durch die öffentliche Gewalt kann 
jedermann Verfassungsbeschwer-
de erheben (Artikel 93 Absatz 1 
Nr. 4 a GG).

Demokratie
Nach Artikel 20 Absatz 1 GG ist die 
Bundesrepublik eine Demokratie. 
Dies ist eine Staatsform, in der das 
Volk Träger der Herrschaftsgewalt 
ist. Kennzeichen der Demokratie 
sind unter anderem Gleichheit, 
Mehrheitsherrschaft, Herrschafts-
limitierung und -kontrolle sowie 
das Mehrparteiensystem und freie, 
gleiche und geheime Wahlen. 
Die Möglichkeit eines politischen 
Machtwechsels ist weiteres we-
sentliches Merkmal. Die Bundes-
republik ist eine repräsentative 
Demokratie, in der das Volk durch 
gewählte Volksvertreter „herrscht“. 
Diese bilden die Volksvertretung 
(in Deutsch land der Bundestag), 
die das einzige demokratisch ge-
wählte Verfassungsorgan ist. Sie er-
lässt die Gesetze stellvertretend für 
das Volk. 

Republik
Die Republik (von lateinisch „res 
publica“: die öffentliche Sache) ist 

eine Staatsform, bei der ein auf 
Zeit gewähltes Staatsoberhaupt 
an der Spitze des Staates steht. Sie 
bildet damit den Gegensatz zur 
Monarchie. Der Begriff „Freistaat“ 
war in Deutschland lange Zeit als 
Synonym für Republik gebräuch-
lich. Die Bundesländer Bayern, 
Sachsen und Thüringen bezeich-
nen sich noch heute als Freistaat.

Föderaler Bundesstaat
Ein Bundesstaat ist die Vereinigung 
von Gliedstaaten (Länder) zu einem 
Gesamtstaat (Bund). Beiden kommt 
Staatsqualität zu. Das politische 
Prinzip des Bundesstaates ist der 
Föderalismus; dieser steht für das 
einheitliche Auftreten nach außen 
und die Verteilung der Staatsgewalt 
zwischen Bund und Ländern im 
Inneren. Die Aufteilung der Bun-
desrepublik in Länder ist ein wei-
terer  unabänderlicher Grundsatz 
und unterliegt somit der Be stands-
garantie des Artikels 79 Absatz 3 
GG. Es ist aber möglich, die Anzahl 
der Länder und ihre Grenzen zu 
verändern. Eine weitere föderalis-
tische Ge staltungsmöglichkeit ist 
der Staatenbund. Darunter ist eine 
lockere Vereinigung selbstständi-
ger Staaten zu verstehen, die Insti-
tutionen zur Regelung gemeinsa-
mer Angelegenheiten einrichten. 
Dem Fördera lismus steht der Zen-
tralismus (zum Beispiel in Frank-
reich) gegenüber.

Rechtsstaat
Die Rechtsstaatlichkeit der Bun- 
desrepublik ist im Grundgesetz 
nicht ausdrücklich erwähnt. Sie wird 
aus dem Gebot der Gewal tenteilung 
und der Bindung aller Staatsgewalt 
an Recht und Gesetz hergeleitet. 
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Alle staatlichen Maß nahmen sind 
durch unabhängige Gerichte über-
prüfbar. Rechtsstaatlichkeit bedeu-
tet ferner Sicherung der Bürger-
freiheit und Gerechtigkeit.

Sozialstaat
Die Sozialstaatlichkeit der Bun-
desrepublik wird in Artikel 20 Ab-
satz 1 GG festgelegt. Der Sozialstaat 
ist darauf gerichtet, soziale Sicher-
heit und Gerechtigkeit herzustellen 
und zu erhalten. Der Staat ist mit-
verantwortlich für den Ausgleich 
sozialer Unterschiede zwischen 
den Bürgern und verpflichtet, in so-
zialen Notlagen Hilfe zu leisten.

Gewaltenteilung 
Seit der klassischen Gewaltentei-
lungs lehre, die vor allem auf den 
englischen Philo sophen John Locke 
(1632–1704) und den fran zösischen 
Schriftsteller und Staatsphilosophen 
Charles de Montes quieu (1689–1755) 
zurückgeht, wird unter Gewaltentei-
lung die Auf teilung der staatlichen 
Gewalt in mehrere Gewalten ver-
standen, die sich gegenseitig kontrol-
lieren und beschränken und die von 
verschiedenen Personen ausgeübt 
werden. Herkömmlich wird dabei 
zwischen legislativer, exekutiver und 
judikativer Gewalt unterschieden. 
Die Gewaltenteilung wird in den 
Artikeln 1 Absatz 3 und 20 Absatz 2 
GG geregelt und gehört somit zu 
den unabänderlichen Prinzipien.

Plenum

Rederecht in
Ausschüssen

Vermittlungsausschuss
mit je 16 Vertretern von
Bundestag und Bundesrat

Teilnahme eines
Regierungsvertreters an
Ältestenratssitzungen

RederechtRederechtRederecht
Gesetzesinitiative undGesetzesinitiative undGesetzesinitiative und
Mitwirkung am Gesetz-Mitwirkung am Gesetz-Mitwirkung am Gesetz-
gebungsverfahrengebungsverfahrengebungsverfahren

RederechtRederechtRederecht
Gesetzesinitiative undGesetzesinitiative undGesetzesinitiative und
GegenzeichnungGegenzeichnungGegenzeichnung
Vertrauensfrage desVertrauensfrage desVertrauensfrage des
KanzlersKanzlersKanzlers
Erklärung, Bericht,Erklärung, Bericht,Erklärung, Bericht,
UnterrichtungUnterrichtungUnterrichtung

Rederecht in
Ausschüssen

Bundesregierung Bundesrat

Regierung und Bundesrat im Parlament.
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Legislative
Die Legislative ist die gesetzge-
bende Gewalt. Sie steht in der 
reprä sentativen Demokratie mit 
Gewaltenteilung dem Parlament 
zu. Wichtigste Aufgabe der gesetz-
gebenden Gewalt ist die Beratung 
und Verabschiedung von Gesetzen 
im inhaltlichen und formellen Sinn 
und die Kontrolle der Exekutive.

Exekutive
Die Exekutive ist die vollziehende 
oder ausübende Gewalt. Sie um-
fasst die Regierung und die Verwal-
tung, der in erster Linie die Aus-
führung der Gesetze anvertraut ist. 
Auch der vollziehenden Ge walt ste-
hen mit dem Erlass von Rechtsver-
ordnungen rechtssetzende Befug-
nisse zu. In der Bun des republik, die 
eine parlamen tarische Demokratie 
ist, ist die Re gie rung vom Vertrauen 
des Parlaments abhängig.

Judikative
Neben gesetzgebender und aus-
übender Gewalt steht die rechtspre-
chende Gewalt. Sie ist Richtern 
 anvertraut und wird durch das 
Bundesverfassungsgericht, durch 
oberste Gerichtshöfe des Bundes 
und durch die Gerichte der Länder 
ausgeübt. Die obersten Gerichts-
höfe des Bundes sind der Bundes-
gerichts hof, das Bundesverwal-
tungsgericht, das Bundesarbeits-
gericht, das Bundessozialgericht 
und der Bundesfinanzhof. Der Bund 
kann auch für andere Bereiche Bun-
desgerichte einführen, so für die 
Wehrstrafgerichtsbarkeit, in Ange-
legenheiten des gewerblichen 
Rechtsschutzes und für Disziplinar-
verfahren.

Baden-Württemberg Bayern

Sachsen Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein Thüringen

BrandenburgBerlin

Nordrhein-WestfalenNiedersachsen

SaarlandRheinland-Pfalz

Bremen Hamburg

Hessen Mecklenburg-Vorpommern
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Bundestag
Der Bundestag ist die Gesamtheit 
der gewählten Abgeordneten. Er 
setzt sich in der 16. Legislaturpe-
riode aus 299 direkt gewählten 
und der gleichen Anzahl über 
Landes listen gewählten Abgeord-
neten zusammen. Hinzu kommen 
14 Überhangmandate (insgesamt 
also 612 Mitglieder). Zentrale Auf-
gaben des Bun destages sind die 
Gesetz gebung und die Kontrolle 
der Bundes re gierung. Darüber hin-
aus bestimmt er durch Wahlen die 
Besetzung anderer Verfassungsor-
gane, so zum Beispiel die Hälfte der 
Richter des Bundesverfassungsge-
richts und den Bundeskanzler.
www.bundestag.de

Bundesregierung
Die Bundesregierung ist die Spitze 
der Exekutive des Bundes und be-
steht aus der Bundeskanzlerin 
und den Bundesministern. Neben 
Bundestag und Bundesrat hat die 
Bundesregierung das Recht, Ge-
setzentwürfe in den Bundestag 
einzubringen (Initiativrecht). Sie 
kann per Gesetz zum Erlass von 
Rechtsverordnungen ermächtigt 
werden. Die Bundeskanzlerin be-
stimmt die Richtlinien der Politik. 
Innerhalb dieser Richtlinien leitet 
jeder Bundesmi nister seinen Ge-
schäfts bereich „selbstständig und 
unter eigener Verantwo rtung“. Bei 
Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den Mi nistern entscheidet 
die Bundesregierung.
www.bundesregierung.de

Bundesrat
Bei der Gesetzgebung und Verwal-
tung des Bundes wirken die Länder 
durch den Bundesrat mit. Der Bun-
desrat besteht aus Mitgliedern der 
Landesregie rungen. Die Stimmen 
eines Landes können nur einheitlich 
und nur durch anwesende Mitglie-
der oder deren Vertreter bei Abstim-
mun gen im Bundesrat abgegeben 
werden. Die Anzahl der Stimmen 
richtet sich nach der Einwohnerzahl 
der Bundesländer, jedes Land hat 
mindestens drei Stimmen (Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Saarland). Länder mit mehr 
als zwei Millionen Ein woh nern (Ber-
lin, Brandenburg, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Thüringen) haben vier, 
Länder mit mehr als sechs Millio-
nen Ein woh nern (Hes sen) fünf und 
Länder mit mehr als sieben Mil-
lionen Ein wohnern (Ba den-Würt-
temberg, Bayern, Nie dersachsen, 
Nordrhein-West falen) haben sechs 
Stimmen. Der Bundesrat hat 69 
Mitglieder.
www.bundesrat.de

Bundesverfassungsgericht
Das Bundesverfassungsgericht ent-
scheidet unter anderem über die 
Auslegung des Grundgesetzes, 
über förmliche und sachliche Ver-
einbarkeit von Bundesrecht und 
Landesrecht mit der Verfassung 
sowie über Rechte und Pflichten 
des Bundes und der Länder und in 
Streitigkeiten zwischen Bundestag 
und Fraktionen oder einzelnen Ab-

2.   Organe und am Verfassungsleben
Beteiligte
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ge ordneten. Jedermann kann Ver-
fassungsbeschwerden an das Bun-
des verfassungsgericht richten. Die 
Richter werden auf zwölf Jahre 
gewählt. Sie sind in ihrer Tätigkeit 
unabhängig und nur dem Gesetz 
verpflichtet.
www.bundesverfassungs-
gericht.de

Bundespräsident
Der Bundespräsident ist das Staats-
ober haupt der Bundesre publik 
Deutschland und Teil der Exeku ti-
ve. Wählbar ist jeder Deutsche, der 
das 40. Lebens jahr vollendet hat. Er 
wird für die Dauer von fünf Jahren 
von der Bundesversammlung ge-
wählt. Diese be steht aus den Mit-
gliedern des Bundes tages und ein-
er gleichen Anzahl von Mit gliedern, 
die von den Volksvertretungen der 
Länder nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt werden. 
Dem Bundespräsidenten obliegt 
die Staatsrepräsentation, also die 
Vertretung des Staates nach außen, 
wobei ihm keine politischen Ent-
scheidungsbefugnisse zustehen. Er 
fertigt die vom Bun destag be-
schlossenen Gesetze aus (das heißt, 
er beurkundet, dass Text und Ge-
setz inhaltlich übereinstimmen) 
und verkündet sie (darunter wird 
die amtliche Bekanntgabe im 
Bundesgesetzblatt verstanden), 
schlägt dem Parlament den Bun-
deskanzler zur Wahl vor und er-
nennt auf dessen Vorschlag die 
Bundesminister. Seine Aufgaben 
sind weiterhin die Ernennung und 
Entlassung der Bundesbeamten 
und Bundesrichter, soweit dies 
nicht anderen Behörden vorbe-
halten ist.
www.bundespraesident.de

Bundeskanzlerin
Die Bundeskanzlerin leitet die Bun-
des regierung nach einer vom 
Bundes  präsi denten genehmigten 
Geschäfts ordnung. Sie wird vom 
Bun des tag auf Vorschlag des Bun-
des  präsidenten gewählt und an  -
schlie ßend von diesem ernannt. Auf 
Vor schlag der Bundeskanzlerin wer-
den die Bundesminister ernannt 
und entlassen (Artikel 65 GG). Der 
Bundeskanzlerin unterstehen un-
mittelbar das Bundeskanzleramt, 
das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung und der Beauf-
tragte für die Nachrichten dienste.
www.bundeskanzlerin.de

Bundesversammlung
Die Bundesversammlung wählt den 
Bundespräsidenten. Sie besteht aus 
den Mitgliedern des Bundestages 
und der gleichen Zahl von Mit-
gliedern, die von den Volksver-
tretungen der Länder gewählt 
 werden. An der letzten Bundesver-
sammlung (2004) nahmen 1.205 
Mitglieder teil. Die Zahl der von 
den Landesparlamenten zu wählen-
den Mitglieder hängt von den Be-
völkerungszahlen der Länder ab. 
www.bundestag.de 
(Rubrik Parlament)

Bundeskanzleramt.
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Bundesrechnungshof
Nach Artikel 114 GG hat der Bun-
desfinanzminister dem Bundestag 
und dem Bundesrat über alle 
Einnahmen und Ausgaben sowie 
über das Vermögen und die Schul-
den jährlich Auskunft zu geben. 
Die Angaben werden durch den 
Bundesrechnungshof geprüft. Er ist 
der Bundesregierung gegenüber 
selbstständig und nur dem Gesetz 
unterworfen.
www.bundesrechnungshof.de

Parteien
Parteien sind Vereinigungen von 
Bürgern, die dauernd auf die po-
litische Willensbildung Einfluss neh-
men und das Ziel der Teilnahme an 
Parlamentswahlen auf Lan des- oder 
Bundesebene haben. Sie sind ein 
verfassungsrechtlich notwendiger 
Bestandteil der freiheitlich-demo-
kratischen Grundord nung. Die Grün-
dung einer Partei ist in der Bun-
desrepublik frei, doch muss ihre in-
nere Ordnung demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Durch 
das Parteien privileg des Artikels 21 
GG sind diese in ihrem Be stand und 
ihrer Tätigkeit geschützt und kön-
nen nur durch das Bundesverfas-
sungsgericht verboten werden.
www.cdu.de 
www.csu.de 
www.spd.de 
www.fdp.de
www.die-linke.de 
www.gruene.de 

Näheres zur staatlichen Parteien-
finanzierung finden Sie unter: 
www.bundestag.de/
bic/finanz

Theodor Heuss
1949–1959

Heinrich Lübke
1959–1969

Gustav W. 
Heinemann
1969–1974

Walter Scheel
1974–1979

Karl Carstens
1979–1984

Richard 
von Weizsäcker 
1984–1994

Roman Herzog
1994–1999

Horst Köhler
seit 2004

Johannes Rau
1999–2004

Die 
Bundespräsidenten



11

Parlamentsdeutsch

Abgeordnete
Abgeordnete des Bundestages wer-
den in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl 
gewählt. Sie sind Vertreter des 
ganzen Volkes, an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden und 
nur ihrem Gewissen unterworfen. 
Abgeordnete können ihr Mandat vor 
Ablauf der Wahlperiode nur durch 
Verzicht oder durch eine strafrecht-
liche Aberkennung verlieren, nicht 
aber durch ein Misstrauensvotum 
der Wähler oder durch Ausschluss 
aus einer Fraktion. Niemand darf 
daran gehindert werden, das Abge-
ordnetenmandat zu übernehmen 
und auszu üben. Kündigungen aus 
diesem Grund sind unzulässig. Dem 
16. Deutschen Bundestag gehören 
zurzeit 612 Abgeordnete an.

Amtsausstattung
Die Abgeordneten erhalten eine 
Amtsausstattung als Aufwandsent -
schädigung. Sie umfasst Geld und 
Sachleistungen. Zur Amtsausstat-
tung gehören unter anderem am 
Sitz des Bundestages eingerich-
tete Büros, die freie Benutzung 
von Verkehrsmitteln wie Eisen -
bahn, Inlandsflüge und Dienst-
fahrzeuge. Auch können Abge-

ordnete auf die Fernmeldeanlagen 
des Bun destages sowie die son-
stigen Leistungen des Parlaments 
zurück greifen.

Diäten
Die Abgeordneten erhalten für ihr 
Mandat eine zu versteuernde Ent-
schädigung als Ausgleich für Ver-
dienstausfälle durch die Ausübung 
ihres Mandats (sogenannte Diäten, 
von französisch „diète“: die ta-
gende Versammlung). Diäten gibt 
es in Deutschland seit 1906, wäh-
rend die Mitgliedschaft im Par-
larment zuvor ehrenamtlich war. 
Durch das Abgeordnetegesetz 
von 1977 wurde der in Artikel 48 
GG festgehaltene „Anspruch auf 
angemessene, ihre Unabhängigkeit 
sichernde Entschädigung“ der Par-
lamentarier steuerpflichtig. Die 
Höhe der Diäten wird auf der 
Grundlage eines Berichts und einer 
Empfehlung des Bundestagsprä-
sidenten vom Bundestag be-
schlossen. Ab 1. Januar 2009 be-
trägt die Entschädigung monatlich 
7.668 Euro. 
www.bundestag.de
(Rubrik Abgeordnete)

II.   Blick in den 
Bundestag

1.  Abgeordnete
und ihre Rechte
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Kostenpauschale
Abgeordnete bekommen als Aus-
gleich für die durch das Mandat 
entstandenen Aufwendungen eine 
steuerfreie Kostenpauschale, ver-
gleichbar den Werbungskosten. Sie 
soll die Ausgaben für den Unterhalt 
eines Büros außerhalb des Sitzes 
des Bundestages (meist im Wahl-
kreis), Mehraufwendungen am Sitz 
des Parlaments und bei Inlands-
reisen sowie die Kosten für Fahrten 
im Rahmen der Man datsarbeit in-
nerhalb der Bundesrepub lik de-
cken. Die Pauschale beträgt ab 
1. Januar 2009 3.868 Euro.

Immunität
Ein Abgeordneter darf nur mit 
Genehmigung des Bundestages 
wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung zur Verantwortung ge-
zogen und verhaftet werden, es sei 
denn, er wird bei der Begehung der 
Tat oder im Laufe des folgenden 
Tages festgenommen. Auch bei je-
der anderen Beschränkung der per-
sönlichen Freiheit eines Abgeor-
dneten oder zur Einleitung eines 

Verfahrens gegen ihn ist die Gene-
hmigung des Bundestages erfor-
derlich. Strafverfahren sind auf 
Verlangen des Bundestages auszu-
setzen. Zweck der Immunität ist 
der Schutz der Arbeits- und Funk-
tionsfähigkeit des Bundestages. Sie 
ist auf die Dauer der Mitgliedschaft 
im Parlament begrenzt.

Indemnität
Indemnität bedeutet, dass ein 
Abgeordneter zu keiner Zeit wegen 
seiner Abstimmung oder wegen ei-
ner Äußerung, die er im Bundestag 
oder in einem seiner Ausschüs se 
getan hat, gerichtlich oder dienst-
lich verfolgt oder sonst außerhalb 
des Parlaments zur Verantwortung 
gezogen werden kann. Dies gilt 
jedoch nicht für verleumderische 
Beleidigungen.

Fraktionen
Mindestens fünf Prozent der Mit-
glieder des Bundestages, die der-
selben Partei oder solchen Parteien 
ange hören, die auf Grund gleich-
gerichteter politischer Ziele in kei-

Plenarsaal.
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nem Bundesland miteinander im 
Wettbewerb stehen, können eine 
Fraktion bilden (Der 16. Bundes-
tag hat 612 Mitglieder, fünf 
Prozent davon sind 31). Schließen 
sich Mitglieder des Bundestages 
abweichend von dieser Regelung 
zusammen, so werden sie nur dann 
als Fraktion anerkannt, wenn der 
Bundestag zu gestimmt hat. Die Be-
setzung des Ältestenrates und der 
Ausschüsse sowie der Aus schuss-
vorsitze richtet sich nach der Stärke 
der einzelnen Frak tio nen. Im 16. 
Bundes tag gibt es fünf Fraktionen: 
CDU/CSU (223 Sitze), SPD (222 
Sitze), FDP (61 Sitze), Die Linke 
(53 Sitze), Bündnis 90/Die Grünen 
(51 Sitze). Zwei Abge ordnete sind 
fraktionslos.
www.cducsu.de 
www.spdfrak.de
www.fdp-fraktion.de 
www.linksfraktion.de
www.gruene-fraktion.de

Fraktionslos
Einzelne Abgeordnete, die keiner 
Fraktion oder Gruppe angehören, 

sind fraktionslos. Ihre Rechte sind 
gegenüber denen der Fraktionen 
begrenzt. Sie können aber Ge-
schäftsordnungsanträge stellen 
und Fragen zur schriftlichen oder 
mündlichen Beantwortung an die 
Bundesregierung richten. Anderer-
seits dürfen sie keine Gesetzesini-
tiativen einbringen oder Kleine und 
Große Anfragen bei der Bundes-
regierung einreichen, es sei denn 
zusammen mit insgesamt fünf 
Prozent der Abgeordneten. Aller-
dings können auch einzelne Ab-
geordnete in der zweiten Lesung 
eines Gesetzes Änderungsanträge 
stellen. In den Ausschüssen können 
fraktionslose Abgeordnete als be-
ratende Mitglieder mit Rede- und 
Antragsrecht tätig werden, sich 
aber nicht an Abstim mungen betei-
ligen, da ihnen dies ein überpro-
portionales Gewicht geben würde. 
Auch das Rederecht im Plenum ist 
zeitlich begrenzt.

Gruppen
Bundestagsmitglieder können sich 
zu Gruppen zusammenschließen. 
Sie haben weniger Mitglieder als 
eine Fraktion und nicht so weit 
gehende Rechte. Zudem müssen 
sie mit weniger Finanzmitteln aus-
kommen. Im 13. Deutschen Bun des-
tag bildete die PDS mit 30 Sitzen 
eine Gruppe.

Geschäftsordnung
Der Bundestag gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die die Einzel-
hei ten des par la mentarischen Ver-
fahrens regelt. Sie steht im Rang 
unterhalb der Verfassung und der 
Bundesgesetze. 
www.bundestag.de 
(Rubrik Parlament)
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Plenum
Das Plenum, die Gesamtheit aller 
Abgeordneten, verhandelt öffent-
lich in Sitzungen. Während der Ple-
narsitzungen werden alle Vorlagen 
behandelt sowie Wah len durchge-
führt. Termin und Tagesordnung 
jeder Sitzung werden im Ältes-
tenrat vereinbart sowie der Bundes-
regierung und dem Bun des rat mit-
geteilt. Die Sitzungen werden vom 
Bundestagspräsidenten oder einem 
seiner Stellvertreter geleitet. Auf 
Antrag eines Zehntels seiner Mit-
glieder oder auf Antrag der Bun-
desregierung kann der Bundestag 
mit einer Zweidrittelmehrheit die 
Öffentlichkeit aus schließen. Über 
den Antrag wird in einer nicht 
öffentlichen Sitzung entschieden.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Präsidium
Der Präsident und seine Stellver-
treterinnen und Stellvertreter bil-
den das Bundestagspräsidium. Es 
wird für die Dauer der Wahlperiode 
gewählt. Die Präsidiumsmitglieder 
können nicht durch Bundestags -
beschluss abberufen werden. Das 
Präsidium tritt regelmäßig in jeder 
Sit zungs woche des Bundes tages zu-
sam men, um Angelegen heiten zu 
be raten, die die Leitung des Hauses 
betreffen. Es wirkt unter anderem 
an Personalangelegenheiten der 
hö heren Beamten der Bun des tags-
verwaltung und beim Ab schluss 
wichtiger Verträge mit. Auch Fragen 

der Öffentlichkeits ar beit werden im 
Präsi dium beraten. In der 16. Wahl-
periode wurde Norbert Lammert 
(CDU/CSU) zum Bundestagspräsi-
denten gewählt. Seine Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter sind 
Wolf gang Thierse (SPD), Gerda 
Has sel feldt (CDU/CSU), Susanne 
Kastner (SPD), Hermann Otto Solms 
(FDP), Petra Pau (Die Linke) und 
Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/
Die Grünen). 
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Bundestagspräsident
Der Bundestagspräsident steht 
dem Bundestag vor, wahrt die 
Rechte des Parlaments, vertritt 
es nach außen und steht an der 
Spitze der Bundestagsverwaltung. 
Er wird für die Dauer der Wahl-
periode gewählt und leitet die 
Plenar sitzungen. Verletzt ein Ab-
ge ordneter die parlamentarische 
Ordnung, so kann der Präsident ei-
ne Rüge oder einen Ordnungsruf 
erteilen, das Wort entziehen oder 
den Abgeordneten für bis zu 30 
Sitzungstage von den Verhand-
lungen ausschließen. Ist der Bun-
destagspräsident verhindert, wird 
er von seiner Stellvertreterin oder 
seinem Stellvertreter aus der zweit-
stärksten Fraktion vertreten. In der 
16. Wahlperiode wurde Norbert 
Lammert (CDU/CSU) zum Bundes-
tags präsidenten gewählt.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

2.   Organe und Gremien 
 des Bundestages
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Schriftführer
Die Schriftführer werden zu Be-
ginn der Wahlperiode gewählt. 
Zwei von ihnen – einer aus einer 
Mehr heits fraktion und einer aus 
einer Oppo sitionsfraktion – bilden 
zusammen mit dem amtierenden 
Präsidenten im Plenum den Sit-
zungsvorstand. Sie werden nach 
jeweils zwei Stunden Dienst ab-
gelöst. Die Schriftführer führen 
unter anderem die Rednerliste, 
sammeln die Stimmzettel ein und 
zählen sie.
www.bundestag.de 
(Rubrik Parlament)

Ältestenrat
Der Ältestenrat besteht aus dem 
Bundestagspräsi denten, seinen 
Stellvertretern und 23 weiteren 
von den Fraktionen zu benennen-
den Mitgliedern. An seinen Sit-
zungen nimmt außerdem ein 
Vertreter der Bundes re gierung 
teil. Der Ältestenrat unterstützt 
den Präsidenten bei der Führung 
der Geschäfte und beschließt über 
innere Angele gen heiten des Bun-
destages, soweit sie nicht dem 
Präsidenten oder dem Präsidium 
vorbehalten sind. Der Ältestenrat 
legt für eine längere Zeit im Voraus 
die Termine der Plenarwochen 
sowie kurzfristig die Tagesord-
nungen fest. Er kann in diesen 
Angelegenheiten jedoch nur Ver-
einbarungen treffen und keine Be-
schlüsse mit Mehrheit fassen.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Ausschüsse
Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse 
setzt der Bundestag Ausschüsse 
ein. In der 16. Legislaturperiode 

gibt es 22 ständige Ausschüsse. 
Die meisten Mitglieder hat mit 41 
Abgeordneten der Haushalts aus-
schuss. Die kleinsten Ausschüsse 
haben 13 Mitglieder, wie beispiels-
weise der Geschäftsordnungsaus-
schuss. Ihr Zuständigkeitsbereich 
entspricht in der Regel dem der 
Fachministerien. Ausna hmen sind 
beispielsweise: Aus schüsse für 
Wahlprüfung, Immunität und Ge -
schäftsordnung, für Petitionen, für 
Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe, für Tourismus und für Sport. 
Die Ausschüsse tagen in der Regel 
nicht öffentlich. Die Verfassung 
schreibt die Ein setzung eines Aus-
schusses für Verteidigung, eines 
Auswärtigen Ausschusses, eines 
Ausschus ses für Angelegenheiten 
der Europäischen Union und eines 
Petitionsausschusses vor.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Unterausschüsse
Jeder Ausschuss kann zur Vor-
bereitung seiner Arbeit Unter-
ausschüsse einsetzen. Diese wer-
den entweder zur Beratung eines 
bestimmten Gesetzentwurfes oder 
eines besonderen Problems ein-
gesetzt. Sie können auch für be-
stimm te Teilgebiete während der 
gesamten Wahlperiode eingerich-
tet werden.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Sonderausschüsse
Der Bundestag kann zur Bera-
tung bestimmter Angelegenheiten 
vorübergehend Sonderausschüsse 
einsetzen, deren Mitgliederzahl 
er festlegt. In der 14. Legislatur-
periode wurde zum Beispiel ein 
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Sonderausschuss einberufen, um 
eine Neuordnung des Länderfi-
nanzausgleichs zu definieren.

Enquete-Kommission
Auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder ist der Deutsche Bun-
des tag verpflichtet, zur Vorbe-
reitung von Entscheidungen über 
umfangreiche und bedeutsame 
Sachkomplexe Enquete-Kommis-
sionen einzusetzen. Die Mitglieder 
der Enquete-Kommission werden 
im Einvernehmen der Bundestags-
fraktionen benannt. Enquete-
Kommissionen bestehen aus Ab-
geordneten und externen Sachver-
ständigen. Sie legen dem Bundes -
tag am Ende ihrer Arbeit Ab -
schlussberichte vor, in denen die 
Arbeitsergebnisse in der Regel in 
Empfehlungen für die Gesetzge-
bung konkretisiert werden. 
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Parlamentarischer Beirat
Mit der Einrichtung des Parla-
mentarischen Beirats für Nach-
haltige Entwicklung übernimmt 
der Bundestag eine aktivere Rolle 
in der Nachhaltigkeitsdebatte und 
vervollständigt das in den vergan-
genen Jahren entstandene Netz 
aus Regierungsgremien, Kom mu-
nen, Unternehmen und Ehren amt-
lichen. Das neue parlamentarische 
Gremium soll eigene Im pulse ge-
ben und die Parlamentarier noch 
stärker für die Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie gewin-
nen. Der Beirat kann sich an der 
Beratung von Gesetzentwürfen 
und anderen Vorlagen gutachtlich 
beteiligen und verlangen, dass ein 
Mitglied der Bundesregierung an 

seinen Beratungen teilnimmt. Er 
kann sich Beratungsschwerpunkte 
setzen und dem  federführenden 
Bundestagsausschuss in Berichten 
und Empfehlungen vorlegen. Min-
destens alle zwei Jahre legt er dem 
Bundestag einen Bericht vor.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Gemeinsamer Ausschuss
Der Gemeinsame Ausschuss von 
Bun desrat und Bundestag hat 48 
Mitglieder. Er besteht zu zwei Drit-
teln aus Abgeordneten des Bun-
des tages und zu einem Drittel aus 
Mitgliedern des Bundesrates. Der 
Gemeinsame Ausschuss stellt das 
Notparlament im Ver tei digungsfall 
dar, wenn dem recht zeitigen Zu-
sam mentreten des Bun destages un-
überwindliche Hin dernisse entge-
genstehen. Er ent schei det mit einer 
Mehr heit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen, min des tens 
der Mehrheit seiner Mit glieder.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Wahlausschuss
Die Richterinnen und Richter jedes 
Senats des Bundesverfassungs ge-
richts werden je zur Hälfte vom 
Bun des tag und vom Bundesrat 
ge wählt. Die vom Bundestag zu 
be rufen den Richter werden vom 
Wahlausschuss gewählt, der aus 
zwölf Abgeordneten besteht. Diese 
Abgeordneten werden nach den 
Regeln der Verhältniswahl in den 
Ausschuss gewählt. Zur Wahl ein-
er Richterin oder eines Richters ist 
die Zweidrittelmehrheit des Wahl-
ausschusses erforderlich. 
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)
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Wahlprüfungsausschuss
Die Wahlprüfung ist Sache des Bun-
destages. Er entscheidet auch, ob 
eine Abgeordnete oder ein Abge-
ordneter des Bundestages die Mit-
gliedschaft verliert. Gegen die Ent-
scheidung des Bundestages ist die 
Beschwerde an das Bundesverfas-
sungsgericht zulässig. Die Entschei-
dung des Bundestages wird durch 
den Wahlprüfungsausschuss vor-
bereitet, der für die Dauer einer 
Wahlperiode eingesetzt ist. Der 
Vorsitzende bestimmt für jeden 
Einspruch einen Berichterstatter. 
Über die zur Debatte stehende 
Angelegenheit kann mündlich ver-
handelt werden; diese Verhandlung 
ist öffentlich. Über ihr Ergebnis 
berät der Wahl prü fungsausschuss 
ge heim. Der Be schluss dieses Gre-
mi ums ist schrift lich niederzulegen 

und als Antrag des Ausschusses 
dem Bun destag zuzuleiten. Die 
Vorlage muss spätestens drei Tage 
vor der Beratung an sämtliche 
Abgeordnete verteilt sein.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Richterwahlausschuss
Für die Gebiete der ordentlichen, 
der Verwaltungs-, der Finanz-, der 
Arbeits- und der Sozialgerichts-
barkeit errichtet der Bund als 
oberste Gerichtshöfe den Bundes-
gerichtshof, das Bundesverwal-
tungsgericht, den Bundesfinanz-
hof, das Bundes arbeitsgericht und 
das Bundessozialgericht. Über die 
Berufung der Richter dieser Gerich-
te entscheidet der für das jeweil-
ige Sachgebiet zuständige Bundes-
minister gemeinsam mit einem 

rund 60 Schriftführer

Ältestenrat

(Präsidium und von den
Fraktionen benannte Mitglieder)

wählt

Fraktionen

Fraktionsvorsitzende,
Fraktionsvorstände,

Arbeitskreise

Enquete-Kommissionen Untersuchungs-
ausschüsse

Ausschüsse

benennen
23 Mitglieder

wählt

* setzt ein

* setzt ein

* setzt ein wählen

Plenum
des Bundestages

612**
Mitglieder

+
Vizepräsidenten

Bundestagspräsident

Der 16. Deutsche Bundestag und seine Gremien

* Einsetzung durch Bundestagsbeschluss     ** Die Mitgliederzahl verringert sich, wenn Inhaber eines Überhangmandats ausscheiden.

Präsidium
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Richterwahlausschuss, der aus den 
für das jeweilige Sachgebiet zu-
ständigen Ministern der Länder 
und ei ner gleichen Anzahl von 
Mitgliedern besteht, die vom Bun-
destag ge wählt werden.

Untersuchungsausschüsse
Nach Artikel 44 des Grundgesetzes 
kann und muss der Bundestag auf 
Antrag eines Viertels seiner Mit-
glieder einen Untersuchungs aus-
schuss einsetzen. Dieser prüft 
hauptsächlich mögliche Missstände 
in Regierung und Verwaltung 
und mögliches Fehlverhalten von 
Politikern. Er kann Zeugen un-
ter Wahr heitspflicht vernehmen 
und Sach verständige anhören so-
wie alle erforderlichen Akten bei-
ziehen. Das Ergebnis fasst der 
Unter suchungsausschuss in einem 
Bericht an das Plenum zusam-
men. Um eine wirk same parla-
mentarische Kontrolle der Streit-
kräfte zu gewährleisten, hat der 
Verteidigungsausschuss jederzeit 
das Recht, sich als Untersuchungs-
ausschuss zu konstituieren. 
www.bundestag.de
(Rubrik Ausschüsse)

Vermittlungsausschuss
Der Vermittlungsausschuss ist ein 
Gremium, das zwischen Bundestag 
und Bundesrat fungiert. Der Ver-
mittlungsausschuss besteht aus 16 
Mitgliedern des Bundesrates und 
ebenso vielen des Bundes tages, die 
entsprechend den Fraktionsstärken 
benannt sind. Seine Aufgabe liegt 
darin, einen Konsens zwischen 
Bundestag und Bun des rat zu fin-
den, wenn vom Bundestag be-
schlossene Gesetze im Bundes rat 
keine Mehrheit finden. Weichen 

Be schlüsse des Vermittlungsaus-
schusses von denen des Bundes-
tages ab, ist eine erneute Beschluss-
fassung im Bun des tag erforderlich. 
Neben dem Bundesrat können 
auch der Bun destag und die Bun-
desregie rung die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses verlan-
gen, um eine Eini gung herbei-
zuführen.
www.bundestag.de
(Rubrik Ausschüsse)

Wehrbeauftragter
Unabhängig vom allgemeinen Pe-
titions recht hat jeder Soldat die 
Möglichkeit, sich etwa wegen 
möglicher Missstände innerhalb 
der Bundeswehr an den Wehrbe-
auftragten des Deutschen Bundes-
tages zu wenden. Der Wehrbeauf-
tragte prüft auf Weisung des 
 Bundestages oder des Verteidi-
gungsausschusses bestimmte Vor-
gänge. Er kann aber auch aus allei-
ni ger Verantwortung heraus han-
deln. Er wird dann bei den 
entsprechenden Stellen aktiv, 
wenn ihm durch Eingaben von 
Soldaten oder durch Mitteilung 
von Bundestagsabgeordneten Um-
stände bekannt werden, die auf 
eine Verletzung der Grundrech -
te der Bundeswehrangehörigen 
schließen lassen. Der Wehrbeauf-
tragte berichtet dem Bundestag 
einmal im Jahr über das Ergebnis 
der parlamentarischen Kontrolle 
zum Schutz der Grundrechte der 
Soldaten. 
www.wehrbeauftragter.de
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Bundestagswahl
Alle Staatsgewalt geht vom Volk 
aus. Sie wird vom Volk in Wahlen 
und Abstimmungen sowie durch 
Gesetzgebung, vollziehende Ge-
walt und Rechtsprechung ausge-
übt, heißt es in Artikel 20 Absatz 2 
GG. Dieser Grundsatz gilt für alle 
nach Bundes- und Landesverfas-
sungen zu wählenden Parla mente. 
Nach Artikel 38 GG werden die 
Abgeordneten des Bundes tages 
„in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer 
Wahl“ von denjenigen gewählt, 
die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. Wähl bar ist, wer volljährig 
ist, das heißt, mit dem vollendeten 
18. Lebensjahr kann jeder Deutsche 
an der Wahl des Bundestages teil-
nehmen und auch selbst ins 
Parlament gewählt werden (ak-
tives und passives Wahl recht). Der 

Bundestag wird auf vier Jahre ge-
wählt (Artikel 39 GG).
www.bundestag.de
www.bundeswahlleiter.de

Wahlperiode
Die Wahlperiode beginnt mit der 
Konstituierung des neuen Bundes -
tages, der spätestens am 30. Tag 
nach der Bundestagswahl zusam-
menkommen muss. Der 16. Deut-
sche Bundestag war am 18. Sep-
tember 2005 gewählt worden und 
ist am 18. Oktober 2005 erstmalig 
zusammengetreten. Damit endete 
die 15. Wahlperiode. Neuwahlen 
finden frühestens 46, spätestens 
48 Monate nach Beginn der Wahl-
periode statt (Art. 39 Abs. 1 GG). 
Eine Ausnahme von dieser Regel 
gibt es, wenn der Bundestag aufge-
löst wird. Dann muss innerhalb von 
60 Tagen gewählt werden.

3.   Wahl zum Bundestag
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Wahltag
Nach dem Bundeswahlgesetz be-
stimmt der Bundespräsident den 
Tag der Bundestagswahl. Er folgt 
der Empfehlung der Bundes re-
gierung. Nach üblicher Praxis legt 
die Regierung ihre Empfehlung 
fest, nachdem sie sich mit den 
Bundesländern, dem Bundestag 
und den einzelnen Fraktionen ab-
gesprochen hat. Der Wahltag muss 
in einem Zeitraum gefunden wer-
den, der frühestens 46, spätestens 
48 Monate nach Beginn der lau-
fenden Wahlperiode liegt.

Wahlrecht
Der Bundestag wird in einer Kom-
bination von Mehrheits- und Ver-
hältniswahlrecht gewählt. Nach 
dem Mehrheitswahlrecht ist ge-
wählt, wer die meisten Erststimmen 
im Wahlkreis erhält. Nach dem 
Verhältniswahlrecht werden die 
Sitze nach dem Anteil der Stimmen 
vergeben, die auf die Landeslisten 
der kandidierenden Parteien ent-

fallen (Zweitstimme). Das Wahl-
recht der Bundesrepublik kombi-
niert beide Verfahren derart, dass 
die Hälfte der Abgeordneten aus 
direkter Wahl in ihren Wahl kreisen 
und die andere Hälfte nach dem 
Ver hältniswahlrecht in den Bun-
destag einzieht. Das Bundes gebiet 
ist in 299 Wahlkreise aufgeteilt. Die 
abgegebenen Zweitstimmen sind 
maßgeblich für die Zusammenset-
zung des Bundestages. Berücksich-
tigt werden dabei nur Parteien, die 
mindestens fünf Prozent der im 
Wahlgebiet abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen erhalten (sogenann-
te Fünf-Prozent-Klausel) oder in 
mindestens drei Wahlkreisen ein 
Direktmandat errungen haben. Nur 
Mitglieder der betreffenden Par-
teien können sich an der Aufstellung 
der Wahlkreisbewerber und der 
Landeslisten beteiligen.

Landeslisten
Parteien können sich um Sitze im 
Bundestag bewerben, wenn sie 

Bundesregierung Bundesrat

612 Sitze

Sitzungsdienst

Redner

Stenographen

Vorstand

Wehrbeauftragter
Direktor

Plenarassistenten

61 Sitze

51 Sitze

FDP

Bündnis 90/
Die Grünen

223 Sitze
CDU/CSU

222 Sitze
SPD

53 Sitze
Die Linke

Zwei Abgeordnete sind fraktionslos.

Sitzverteilung 16. Deutscher Bundestag (Dezember 2008).
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Kandidaten auf Landeslisten in be-
stimmter Reihenfolge festlegen. 
Die Festlegung erfolgt in gehei-
mer Abstimmung. Scheidet ein 
Mitglied des Bundestages etwa we-
gen Verzicht auf das Mandat oder 
durch Tod aus, so rückt von der 
Landesliste der Partei, für die es in 
den Bundestag gewählt wurde, die 
nächste noch nicht berücksichtigte 
Person nach. Das gilt für die direkt 
wie für die über die Lan  desliste ge-
wählten Abgeord neten.

Wahlkreisbewerber
Wahlkreisbewerber sind diejeni-
gen, die sich direkt zur Wahl stel-
len. Als Bewerber einer Partei 
kommt nur in Frage, wer in einer 
Mit glieder versammlung oder einer 
anderen dafür bestimmten Ver-
sammlung in geheimer Wahl ge-
wählt worden ist. Für eine Kandi-
datur im Wahlkreis ist keine Partei-
zuge hörigkeit erforderlich.

Sitzverteilung
Die Verteilung der Sitze im Bun-
destag entspricht dem Anteil der 
auf die Parteien abgegebenen 
Zweitstimmen. Zur Berechnung 
der Sitzverteilung entschied sich 
der Bundestag für ein von dem 
eng lischen Verfassungsrichter Tho-
mas Hare und dem deutschen 
Mathematiker Horst Niemeyer ent-
wickeltes Modell (siehe „Das Hare/
Niemeyer-Verfahren“). Danach wer-
den die 598 zu vergebenden Sitze 
im Bundestag mit der Zahl der 
Zweitstimmen der einzelnen Par-
teien multipliziert und durch die 
Gesamtzahl der Zweitstimmen al-
ler an der Verteilung teilneh-
menden Parteien dividiert. Dabei 
erhält jede Partei so viele Sitze, 

wie ganze Zahlen auf sie entfallen. 
Die dann noch zu vergebenden 
Sitze werden in der Reihenfolge 
der höchsten Reste, die sich bei der 
Berechnung ergeben, aufgeteilt. In 
einem weiteren Zähl gang werden 
die direkt gewählten Abge ordneten 
von der für jedes Land ermittelten 
Gesamt zahl ab gezogen.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

Überhangmandate
Überhangmandate entstehen, wenn 
eine Partei mehr Direkt kandi daten 
in den Bundestag entsenden kann, 
als ihr gemäß der  Anzahl der 
Zweitstimmen in einem Bun des land 
zu stehen. Im 16. Deut schen Bundes-
tag gab es zu Beginn 16 Überhang-
mandate (SPD: 9; CDU/CSU: 7). Da 
Überhangmandate nicht nachbe-
setzt werden, wenn ihr Inhaber aus-
scheidet, hat sich die Gesamtzahl 
der Abgeordneten nach dem Aus-
scheiden von zwei Parlamentariern 
mittlerweile auf 612 reduziert.

Kuppel des Reichstagsgebäudes.
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Das Verfahren Hare/
Niemeyer
Bei dem ab 1985 bei Bundestags-
wahlen angewandten Auszählver-
fahren nach Hare/Niemeyer (siehe 
„Sitzvertei lung“) werden die zu 
ver gebenden Abgeordnetensitze 
mit der Zahl der Zweitstimmen 
der einzelnen Parteien multipli-
ziert und durch die Gesamtzahl 
der Zweitstimmen aller an der 
Verteilung teilnehmenden Parteien 

dividiert. Nun erhält jede Partei so 
viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie 
entfallen. Die dann noch zu verge-
benden Sitze werden in der Reihen-
folge der höchs ten „Reste“, die sich 
bei der Berechnung ergeben, ver-
teilt. Bei gleichen Zahlenbruchtei-
len („Res ten“) entscheidet das vom 
Bundes wahl leiter zu ziehende Los. 
Nach der so ermittelten Anzahl der 
Sit ze für die einzelnen Listenverbin-
dun gen sind diese jeweils parteiin-

Landesliste

Landesliste

Landesliste

*Einschließlich 16 Überhangmandate: Diese entstehen, wenn eine Partei mehr Direktkandidaten in den Bundestag entsenden kann, als ihr gemäß der Anzahl der 
Zweitstimmen in einem Bundesland zustehen. Ein ausgeschiedenes oder verstorbenes direktgewähltes Mitglied des Bundestages wird solange nicht durch
 Nachrücken ersetzt, wie aus dem betreffenden Bundesland Überhangmandate für die betreffende Partei bestehen. Dieser Fall ist bei Matthias Wissmann, 

der mit Wirkung vom 1. Juni 2007 ausgeschieden ist, und bei dem im Februar 2008 verstorbenen Abgeordneten Johann-Henrich Krummacher (beide CDU/CSU) 
gegeben. Gesamtzahl der Sitze daher seit 25. Februar 2008: 612.

315*

614

Tabelle 1.

Partei Sitze  Zweit- Zweit- Ganz- „Reste“ Sitze n. Sitze
  insg. stimmen stimmen zahliger  d. größten insg.
   n. Parteien insg. Anteil  Rest
 
SPD  16.194.665  213, 170352  213

CDU  13.136.740  172, 918890 +1 173

CSU  598 × 3.494.309 : 45.430.378 = 45, 995584 +1 46

B’90/
GRÜNE  3.838.326  50, 523880  +1  51

FDP  4.648.144  61, 183513  61

DIE LINKE 4.118.194  54, 207782  54

   45.430.378  595  + 3 598
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tern auf die einzelnen Landeslisten 
auf zu tei len, was nach dem glei-
chen Rechen verfahren erfolgt. Für 
die Verteilung der Sitze auf die Par-
teien bei der Bun des tagswahl 2005 
ergibt sich folgende Berechnung: 
Die kleineren Parteien schneiden 
bei dem Verfahren nach Hare/Nie-
meyer günstiger ab, zumal dann, 
wenn eine Reststimmen verwertung 
erfolgt. Bei einer solchen Reststim-
men verwertung schlägt der Rest-
quo tient zu Buche, wenn er noch 
relativ hoch ist (über 0,5 Prozent).

Das d’Hondt’sche 
Verfahren
Für die Wahlen zum Deutschen Bun-
des tag wurde von 1949 bis 1985 
das d’Hondt’sche Auszählverfahren 
angewandt. Es geht auf den belgi-
schen Mathematiker Victor d’Hondt 
zurück und zählt zu den sogenann-
ten Höchst zahl verfahren. Solche 

Verfahren sehen vor, dass die von 
den Parteien erreichten Stimmen im 
Wahlkreis durch fortlaufende Zah -
lenreihen dividiert werden. Nach 
der Größe der entstehenden Quo-
tienten wer den die Mandate verge-
ben. Das folgende Zahlenbeispiel 
mag das Verfahren kurz erläutern: 

In einem Wahlkreis sind zehn Ab-
geordnete zu wählen. Von 10.000 

Stimmen entfallen auf die Partei A 
4.160, auf die Partei B 3.380, auf 
die Partei C 2.460 Stimmen. Teilt 
man die Zahlen der Reihe nach 
durch eins, zwei, drei und so weiter, 
entsteht die Reihe in Tabelle 2. 

Die höchsten Quotienten werden 
für die Ver rechnung der Mandate 

berücksichtigt, so dass die Partei A 
das 1., 4., 6. und 9. Mandat und so 
weiter erhält. Die Divisorenreihe 
des d’Hondt’schen Auszählverfah-
rens begünstigt die großen Parteien 
leicht. Mit dem 7. Gesetz zur Än de-
rung des Bundeswahlgesetzes vom 
8. Mai 1985 wurde das d’Hondt’sche 
Auszählverfahren durch das Be-
rech nungsverfahren nach Hare/
Niemeyer ersetzt.

Tabelle 2.

Reichstagsgebäude.

 Partei A Partei B  Partei C

: 1 4.160 (1) 3.380 (2) 2.460 (3)

: 2 2.080 (4) 1.690 (5) 1.230 (7)

: 3 1.386 (6) 1.126 (8) 820

: 4 1.040 (9) 845 615

: 5 832 676 492
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www.bundestag.de

Aktuell
Hier finden Sie aktuelle Berichte 
aus dem Parlament, Protokolle und 
Tagesordnungen sowie Pressemittei-
lungen und den Pressedienst „heute 
im bundestag“.

Parlament
Diese Rubrik bietet Informationen 
über Aufgabe, Funktion und 
Zusammensetzung der Organe 
und Gremien des Bundestages 
in der 16. Wahlperiode.

Abgeordnete
Über diese Rubrik gelangen Sie 
zum Abgeordneten Ihrer Region. 
Hier gibt es alle Informationen 
über die 612 Mitglieder des 
Bundestages.

Ausschüsse
Hier finden Sie Wissenswertes über 
Aufgaben, Mitglieder und Tagesord-
nungen der Ausschüsse des Bundes-
tages.

Wissen und Dokumente
Diese Rubriken bieten Informatio nen 
und Datenbanken wie etwa DIP (Do-
kumentations- und Informationssys-
tem für Parlamentarische Vorgänge), 
das das parlamentarische Geschehen 
in Bundestag und Bundesrat doku-
mentiert. Hier finden sich außerdem 
das Datenhandbuch des Bundestages 
sowie Analysen und Gutachten.

Petitionen
Seit dem Jahr 2005 ist es möglich, 
öffentliche Petitionen online ein-
zureichen und die Petitionen an-
derer im Internet mitzuzeichnen.

Live
Hier können Sie per Web-TV live 
in den Plenarsaal schauen oder 
per Video-on-Demand alle Sen-
dungen des Parlamentsfernse-
hens, einzelne Redebeiträge oder 
Gesprächsrunden ansehen. 
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Der Bundestag im Internet

Service
Hier können Sie Informations-
material downloaden, Broschüren 
bestellen, sich über die Angebote 
des Besucher dienstes informieren 
– und vieles mehr. 

Medien des Bundestages: 
www.blickpunkt-bundestag.de und www.das-parlament.de

Für Kinder und Jugendliche: 
www.kuppelkucker.de und www.mitmischen.de

Europa und Internationales
Diese Rubrik bündelt alles 
Wissenswerte zur Europäischen 
Gesetzgebung und zum 
internatio nalen Engagement des 
Bundestages.
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Gesetzgebung
Gesetzgebung ist im Rechtsstaat 
das wichtigste Mittel politischer 
Steuerung und materieller Staats-
leitung. Gesetze betreffen viele 
Aspekte des täglichen Lebens 
und können so gesellschaftliche 
Verhältnisse gestalten und Probleme 
lösen helfen. Zu unterscheiden sind 
Bundes- und Landesgesetze. Die 
Gesetzgebung ist den Ländern vor-
behalten, soweit das Grundgesetz 
sie nicht ausdrücklich auf den Bund 
übertragen hat.
www.bundestag.de
(Rubrik Parlament)

– Ausschließliche 
Gesetzgebung
Im Bereich der ausschließlichen 
Gesetzgebung des Bundes sind 

die Länder von der Gesetzgebung 
ausgeschlossen. Diese liegt dann 
vollständig in der Hand des 
Bundes. Es handelt sich hierbei 
um Sachgebiete, die eine einheit-
liche Normierung für die gesamte 
Bundesrepublik erfordern, weil 
nur so ein homogenes Auftreten 
Deutschlands etwa gegenüber 
dem Ausland möglich ist. Zu den 
Sachgebieten der ausschließlichen 
Gesetzgebungskompetenz des Bun -
des gehören etwa: die auswärti-
gen Angelegenheiten, die Staats-
angehörigkeit, das Währungs- und 
Geldwesen, das Melde- und Aus -
weiswesen, das Waffen- und Spreng-
stoffrecht, das Post- und Tele-
kommunikationswesen, Verteidi-
gung und Zivilschutz, Zölle und 
Außenhandel oder der Luftverkehr.

4.   Gesetzgebung

Vermittlungsausschusssaal im Bundesratsgebäude.
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– Konkurrierende 
Gesetzgebung

Im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung haben die Länder 
die Befugnis zur Gesetzgebung, 
solange und soweit der Bund von 
seinem Gesetzgebungsrecht kei-
nen Gebrauch macht. Dabei unter-
scheidet man heute – nach den 
tiefgreifenden Änderungen durch 
die Föderalismusreform im Jahr 
2006 – drei Untergruppen:

–  In bestimmten Kernbereichen hat 
der Bund unbeschränkt das Recht 
zur Gesetzgebung, in das die 
Länder nicht gegen seinen Willen 

eingreifen können (Kerngesetz-
gebung), so etwa im bürger-
lichen Recht, im Straf-, Arbeits-, 
Gesund heits- oder Kartellrecht 
sowie im Bereich der Arbeitslosen- 
und Sozialversicherung.

–  In anderen Bereichen darf der 
Bund mit Sperrwirkung für die 
Länder dagegen nur Gesetze er-
lassen, soweit es einer bundesge-
setzlichen Regelung bedarf, um 
gleichwertige Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet herzustellen 
oder die Rechts- und Wirtschafts-
einheit im gesamtstaatlichen 
Interesse zu wahren (Bedarfs-
gesetzgebung). Hierzu gehört 

Gesetzgebungsverfahren.
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vor allem das Recht der Wirtschaft 
(außer Ladenschluss und Gast-
stättenrecht), aber etwa auch 
das Aufenthaltsrecht, das Lebens-
mittelrecht, der Straßenverkehr 
sowie Tierschutz und Human-
genetik.

–  Schließlich dürfen in bestimmten 
Bereichen (Jagdwesen, Natur-
schutz, Bodenverteilung, Raum-
ordnung, Wasserhaushalt und 
Hochschulzulassung nebst Hoch-
schulabschlüssen) die Länder von 
der Bundesgesetzgebung mit ei-
genen Regelungen abweichen 
(Abweichungsgesetzgebung). 
Haben die Länder von ihrer 
Abweichungskompetenz Ge-
brauch gemacht, gehen die lan-
desrechtlichen den bundesrecht-
lichen Vorschriften vor, bis der 
Bund hierauf eventuell wieder 
mit einer Neuregelung reagiert, 
von der die Länder erneut abwei-
chen können.

Gesetzentwurf
Gesetzentwürfe können durch die 
Bundesregierung, aus der Mitte 
des Parlaments oder durch den 
Bundesrat in den Bundestag ein-
gebracht werden. Regierungsvor-
lagen werden zunächst dem 
Bundesrat zur (fakultativen) Stel-
lungnahme zugeleitet. Zu Vorlagen 
des Bundesrates hat die Bun-
desregierung zunächst (obligato-
risch) Stellung zu nehmen, bevor 
sie diese dem Bundestag zuleitet. 
Gesetzentwürfe aus der Mitte des 
Parlaments müssen von Abgeord-
neten in Fraktionsstärke – mindes-
tens fünf Prozent der Mitglieder 
des Bundestages, zurzeit also 31 – 
eingebracht werden. Entwürfe aus 
der Mitte des Bundestages können 

in der Regel sofort, also ohne die 
vorherige Prüfung durch Bundesrat 
oder Bundesregierung, im Parla-
ment beraten werden.

Gesetzgebungsverfahren
Bundesgesetze werden vom Bun-
destag beschlossen. Sie sind nach 
ihrer Annahme unverzüglich dem 
Bundesrat zuzuleiten. Wenn der 
Bundesrat mit dem Gesetz nicht 
einverstanden ist, kann es zu einem 
Vermittlungsverfahren kommen, 
bei dem der Vermittlungs ausschuss 
(besetzt mit jeweils 16 Mitgliedern 
aus Bundestag und Bundesrat) ver-
sucht, einen Kom promiss zu errei-
chen. Unterschieden wird zwischen 

Innenansicht der Reichstagskuppel.
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Zustimmungs- und Einspruchs-
gesetzen. Bei ersteren bedarf es 
immer der ausdrücklichen Zu-
stimmung des Bundesrates zu dem 
Gesetz, ansonsten kommt es nicht 
zustande. Handelt es sich aber um 
ein Einspruchsgesetz, kann hinge-
gen – nach Durchfüh rung des Ver-
mittlungsverfahrens – der mög-
liche Einspruch des Bundesrates 
durch den Bundestag mit besonde-
ren Mehrheiten zurückgewiesen 
werden. Geschieht dies oder stimmt 
der Bundesrat zu, fertigt der Bun-
despräsident nach Gegenzeich-
nung durch die Regie rung das 
Gesetz aus. Danach wird es im 
Bundesgesetzblatt verkündet.

Gesetzesberatung
Gesetzentwürfe durchlaufen im 
Bundestag in aller Regel drei Be-
ratungen (sogenannte Lesungen). 
Allein für Gesetze zur Ratifizierung 
völkerrechtlicher Verträge sind nur 
zwei Lesungen vorgesehen.

– Erste Beratung
Eine Debatte im Plenum des 
Bundestages findet statt, sofern 
der Ältestenrat eine solche Aus-
sprache empfiehlt oder wenn 
sie mindestens fünf Prozent der 
Abgeordneten verlangen. Die mei s-
ten Gesetzentwürfe werden in 
erster Lesung ohne Beratung an 
die zuständigen Ausschüsse über-
wiesen, in denen die eigentliche 
Sacharbeit geleistet wird.

– Zweite Beratung
Nach der intensiven Auseinander-
setzung mit dem Gesetzentwurf 
in den Fachausschüssen wird die-
ser in der vom federführenden 
Ausschuss vorgelegten Fassung im 
Plenum des Bundestages beraten. 
Jeder Abgeordnete kann in die-
sem Stadium der Beratungen wei-
tere Änderungsanträge stellen.

– Dritte Beratung
Ist der Entwurf in der zweiten 
Beratung unverändert angenom-
men worden, folgt die dritte 
Beratung unmittelbar. Wenn Än-
derungen beschlossen wurden, 
steht die dritte Beratung in der 
Regel am zweiten Tag nach Ver-
teilung der Drucksachen mit den 
beschlossenen Änderungen an. In 
der dritten Lesung können Ände-
rungsanträge zu Gesetzentwür-
fen nur von einer Fraktion oder 
von mindestens fünf Prozent 
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der Abgeordneten eingebracht 
werden. Es darf dabei nur um 
Bestimmungen gehen, die in der 
zweiten Lesung verändert oder 
neu aufgenommen worden sind.

– Schlussabstimmung
Nach Schluss der dritten Beratung 
wird über den Gesetzentwurf ab-
gestimmt.

Artikelgesetz
Artikelgesetz nennt man ein 
Gesetz, das gleichzeitig mehrere 
Gesetze, bisweilen auch in unter-
schiedlichen Materien, ändert. So 
wurden etwa mit dem Terroris -
musbekämpfungsgesetz aus dem 
Jahr 2002 unter anderem das 
Bundesverfassungsschutz-, Vereins-, 
Asylverfahrens- und Ausländer-
gesetz geändert. In einer solchen 
Vorlage sind die Änderungen der 
unterschiedlichen Gesetze als Arti-
kel voneinander getrennt.

Ratifizierung
Für völkerrechtliche Verträge, die 
von der Bundesregierung ausgehan-
delt wurden, ist oft die Zustimmung 
oder Mitwirkung des Bundestages 
und des Bundesrates in der Form 
eines Bundesgesetzes erforderlich. 
Der Bundespräsident schließt na-
mens des Bundes die Verträge. Im 
Bundestag wird die Ratifizierung in 
zwei Lesungen vorgenommen. Erst 
dann werden die Verträge inner-
staatlich wirksam.

Rechtsverordnungen
Die Bundesregierung, ein Bundes-
minister oder eine Landesregierung 
können per Gesetz ermächtigt wer-
den, Rechtsverordnungen zu erlas-
sen. In diesem Gesetz müssen Inhalt, 
Zweck und Ausmaß der Ermächti-
gung und somit der zu erlassenden 
Rechtsverordnung bestimmt wer-
den. In der Verordnung ist die 
Rechtsgrundlage anzugeben. Das 
Besondere an einer Ermächtigung 
zum Erlass von Rechtsverordnungen 
ist, dass mit ihr die Gewaltenteilung 

Europäisches Parlament in Straßburg.
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durchbrochen wird, denn Rechts-
verordnungen entfalten für den 
Bürger die gleichen Wirkungen wie 
Gesetze. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist erforderlich für 
Rechtsverordnungen aufgrund von 
zustimmungspflichtigen Bundes ge-
setzen wie auch bei Rechtsver-
ordnungen, die von den Ländern im 
Auftrag des Bundes oder als eigene 
Angelegenheit ausgeführt werden. 
Der Bundestag ist nur in Aus-
nahmefällen mit der Beratung von 
Rechtsverordnungen befasst.

Verwaltungsvorschriften
Verwaltungsvorschriften sind Re-
gelungen, die im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung von über-
geordneten Behörden oder von 
Vorgesetzten an nachgeordnete 
Behörden oder Bedienstete erge-
hen. Sie dienen dazu, die Tätigkeit 
der Verwaltung näher zu bestim-
men und einheitlich zu gestalten, 
und haben für Bürgerinnen und 
Bürger keine unmittelbare Wirkung. 
Von großer Bedeutung sind etwa 
die für die Praxis der Finanzbehör-
den maßgeblichen Steuerricht-
linien oder die Vergaberichtlinien 
für die Gewährung von Subven-
tionen. Verwaltungsvorschriften 
können einerseits Organisation, 
Zuständig keiten und Verfahren der 
Behörden ordnen. Sie können aber 
auch die Anwendung der oft nur all-
gemein gehaltenen Gesetze durch 
Aus legungs- oder Ermes sensvor-
schrif ten konkretisieren. Anders als 
für Rechtsverordnungen ist für den 
Erlass von Verwal tungsvorschriften 
keine gesetzliche Grundlage erfor-
derlich, weil sie keine unmittelbare 
Außenwirkung ent falten.

Europäische Union
Ein großer Teil der Gesetzgebung 
erfolgt heute auf europäischer 
Ebene. Mit der Angleichung von 
Rechts vorschriften innerhalb der 
Europäischen Union (EU) soll unter 
anderem eines ihrer Hauptziele, die 
Schaffung eines schrankenlosen 
Binnenmarkts, erreicht werden. 
Hierzu stehen den Organen der 
Gemeinschaft verschiedene Formen 
von Rechtsakten zur Verfügung: So 
kann der Rat der EU, der sich aus 
Regierungsvertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt, auf Vor-
schlag der Europäischen Kommissi-
on Richtlinien sowie Verordnungen 
erlassen. Die Beteiligung des Euro-
päischen Parlaments reicht je nach 
der infrage stehenden Materie vom 
Regelfall der Mitentscheidung bis 
zur bloßen Anhörung in bestimm-
ten Fällen. Während Verordnungen 
unmittelbar in sämtlichen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft gelten, 
müssen Richtlinien in nationales 
Recht umgesetzt werden. In 
Deutschland erfolgt die Umsetzung 
der Richtlinien regelmäßig durch 
ein Gesetz, über das in Bundestag 
und Bundesrat beraten und abge-
stimmt wird. Doch ist der Bundes-
tag bereits in einem frühen Stadium 
am Rechtssetzungsprozess betei-
ligt: Die Bundesregierung ist ver-
pflichtet, das Parlament umfassend 
und zeitnah zu informieren und 
Stel lungnahmen des Bundestages 
bei den Verhandlungen im Rat zu 
berücksichtigen.
www.bundestag.de
(Rubrik Europa und 
Internationales)
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Anträge
Die Abgeordneten können auf 
Gesetzgebung und Politik des 
Bundes vor allem durch Anträge 
einwirken. Mit ihnen wird die 
Bundesregierung aufgefordert, 
dem Parlament über bestimmte 
Ereignisse oder Politikbereiche zu 
berichten oder einen Gesetzent-
wurf zur Regelung bestimmter 
Dinge vorzulegen. Anträge können 
ohne Aussprache einem Ausschuss 
überwiesen werden.

Entschließungsantrag
In Entschließungen wird die 
Auffassung des Bundestages zu 
politischen Fragen zum Ausdruck 
gebracht und/oder die Bundes-
regierung zu einem bestimmten 
Verhalten aufgefordert. Entschlie-
ßungen sind rechtlich nicht ver-
bindlich, sondern allenfalls von 

politischer Bedeutung. Ein Ent-
schließungsantrag muss sich im-
mer auf eine bereits vorliegende 
Initiative wie etwa einen Gesetz-
entwurf oder eine Rechtsver-
ordnung, eine Unterrichtung, eine 
Regierungserklärung, eine Große 
Anfrage oder Entschließungen des 
Europäischen Parlaments oder 
Vorlagen der Europäischen Union 
beziehen. Entschließungsanträge 
können an einen Ausschuss nur 
überwiesen werden, wenn die 
Antragsteller nicht widersprechen. 
Über Ent schließungsanträge kann 
der Bundestag erst abstimmen, 
wenn über die zu Grunde liegende 
Vorlage durch Schlussabstimmung 
entschieden ist.

Änderungsanträge
Änderungsanträge zu Gesetzent-
würfen, durch die die vom feder-
führenden Ausschuss empfohlenen 
Formulierungen geändert werden 
sollen, können zur zweiten Berat-
ung von jedem Abgeordneten ein-
gebracht werden. Änderungen in 
der dritten Beratung müssen von 
mindestens fünf Prozent der Abge-
ordneten ein gebracht werden.

Unterrichtung
Bei einer Unterrichtung durch die 
Bundesregierung handelt es sich 
um einen schriftlichen Bericht, der 
entweder auf Verlangen des Bun-
destages oder auf Eigeninitiative 
der Bundesregierung dem Parla-
ment vorgelegt wird.

5.   Weitere parlamentarische 
Initiativen

Bundestagsadler.
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Aktuelle Stunde
Über eine bestimmte Frage von 
allgemeinem Interesse kann eine 
Aktuelle Stunde von einer Fraktion 
beantragt werden. Eine Aktuelle 
Stunde findet auch statt, wenn eine 
Fraktion oder so viele Abgeordnete, 
wie eine Fraktion bilden können, 
eine Aussprache über die Antworten 
der Bundesregierung auf eine münd-
liche Anfrage wünschen. Die Aus-
sprache muss unmittelbar nach 
Schluss der Frage stunde verlangt 

und durchgeführt werden. Aktuelle 
Stunden finden auch statt, wenn 
sie im Ältestenrat vereinbart wur-
den. Die Abgeordnetenbeiträge 
dürfen nicht länger als fünf Minuten 
dauern und insgesamt sechzig 
Minuten nicht über schreiten. Die 
von Mitgliedern der Bundesre-
gierung, des Bundesrates oder ihren 
Beauftragten in An spruch genom-

mene Redezeit bleibt unberück-
sichtigt, so dass Aktu elle Stunden 
oft länger als eine Stunde dauern. 
Überschreiten Bundesregierung 
oder Bundesrat ihre Redezeit um 
mehr als dreißig Minuten, so ver-
längert sich die Dau er der Aus-
sprache um diese Zeit. Wenn ein 
Mitglied der Bun desre gierung oder 
des Bundesrates länger als zehn 
Minuten redet, kann darüber auf 
Verlangen einer Fraktion eine Aus-
sprache eröffnet werden.

Fragestunde
Jedes Mitglied des Bundestages 
ist berechtigt, für die Fragestunde 
einer Sitzungswoche bis zu zwei 
Fragen zur mündlichen Beant-
wortung an die Bundesregierung 
zu richten. Jede Frage darf in zwei 
Unterfragen unterteilt sein. Der 
Fragesteller und andere Abge-
ordnete können bei der münd-

6.   Kontrollrechte des
 Bundestages

Fragestunde.
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lichen Beantwortung durch die 
Bundesregierung Zusatzfragen stel-
len. Die Fragestunden können pro 
Sitzungswoche eine Gesamtdauer 
von drei Stunden erreichen. Fragen 
der Abgeordneten können von der 
Regierung schriftlich beantwortet 
werden. Das geschieht dann, wenn 
die Fragesteller in der Fragestunde 
nicht anwesend sein können.

Schriftliche Fragen
Jedes Mitglied des Bundestages 
ist berechtigt, in jedem Monat 
bis zu vier Fragen zur schriftli-
chen Beantwortung an die Bundes-
regierung zu richten. Die Fragen 
sollen binnen einer Woche nach 
Eingang beim Bundeskanzleramt 
beantwortet werden. Die während 
einer Woche eingegangenen Ant-
wor ten werden in der folgenden 
Woche gesammelt in einer Druck-
sache veröffentlicht.

Kleine Anfrage
So viele Abgeordnete, wie eine Frak-
 tion bilden können, haben das 

Recht, schriftlich von der Bundes -
regierung Auskunft über bestimm-
te Sachverhalte durch eine Kleine 
An fra ge zu verlangen. Kleine Anfra-
gen werden schriftlich beantwortet 
und im Bundestag nicht beraten.

Große Anfrage
Fraktionen beziehungsweise so 
viele Abgeordnete, wie eine Frak-
tion bilden können, haben die 
Möglichkeit, die Bundesregierung 
zur Aufklärung über wichtige 
politische Fragen mit Hilfe einer 
Großen Anfrage aufzufordern. Die 
Anfrage wird schriftlich beant-
wortet und im Bundestag debat-
tiert. Die Debatte muss erfolgen, 
wenn sie von einer Fraktion oder 
von so vielen Mitgliedern des 
Bundestages, wie eine Fraktion 
bilden  können, verlangt wird. 
Lehnt die Bundesregierung die 
Beantwortung innerhalb einer be-
stimmten Zeit oder gänzlich ab, 
kann der Bundestag die Große 
Anfrage zur Beratung auf die 
Tagesordnung setzen.

Vertrauensfrage.
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Konstruktives Misstrauen
Der Bundestag kann der Bundes-
kanzlerin das Misstrauen nur da-
durch aussprechen, dass der Bun-
destag mit der Mehrheit seiner 
Mit glie der einen Nachfolger oder 
eine Nachfolgerin wählt und den 
Bundes präsidenten ersucht, die 
Bundeskanzlerin zu entlassen und 
den neu gewählten zu ernennen. 
Der Bundespräsident muss diesem 
Ersuchen entsprechen. Zwischen 
dem Antrag und der Wahl müssen 
48 Stunden liegen (Artikel 67 GG).

Vertrauensfrage
Die Bundeskanzlerin kann durch 
Antrag überprüfen lassen, ob sie 
noch die Zustimmung der Mehrheit 
der Bundestagsabge ordneten hat. 
Erreicht sie nicht die erforderliche 
Zustimmung, kann der Bundes-
präsident auf Vorschlag der Bun-
deskanzlerin inner halb von 21 
Tagen den Bundestag auflösen 
(Artikel 68 GG). Das Recht zur 
Auflösung des Parlaments erlischt, 
sobald der Bundestag mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder einen 
anderen Bun des kanzler wählt. 
Zwischen dem An trag und der 
Abstimmung müssen 48 Stunden 
liegen.

Regierungsbefragung
In Sitzungswochen können Ab-
geordnete mittwochs nach der 
Kabinettssitzung über die dort 
besprochenen Vorhaben Auskunft 
erhalten und Fragen von aktuel-
lem Interesse im Rahmen der 
Verantwortlichkeit der Regierung 
stellen. Die Regierungsbefragung 
im Plenum ist zeitlich auf 35 Mi-
nuten begrenzt und dient der Erst-
information der Abgeordneten.

Regierungserklärung
Zu Beginn ihrer Amtszeit gibt die 
Bundeskanzlerin vor dem Bundes-
tag eine Regierungs erklä rung ab, 
in der dem Parlament die Politik 
der Regierung während der Legisla-
turperiode vorgestellt wird. Die 
Regierungserklärung hat keine ju-
ristische, wohl aber eine bedeu-
tende verfassungspolitische Ver-
bindlichkeit für Parlament und 
Regie rung. Während der Legislatur-
periode kann die Bundesregierung 
von sich aus Erklärungen durch die 
Bundeskanzlerin oder die Minister 
zu aktuellen politischen Themen 
vor dem Parlament abgeben. Sie 
kann jedoch vom Bundes tag nicht 
verpflichtet werden, Erklärungen 
abzugeben. 

Regierungserklärung.
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Für einen Beschluss des Bundes-
tages ist die Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen erforderlich, so-
weit die Verfassung (Artikel 42 GG) 
nichts anderes vorschreibt. In der 
Regel wird mit Handzeichen ab-
gestimmt. Bei der Schluss ab stim-
mung über Gesetze erheben sich 
die Abge ordneten von ihren 
Plätzen. Jeder der Abgeordneten 
muss sich einmal erheben, je nach-
dem, ob er für oder gegen die Vor-
lage stimmt oder sich der Stimme 
enthält.

Namentliche Abstimmung
Eine namentliche Abstimmung, 
die auf Verlangen einer Fraktion 
oder von mindestens fünf Prozent 
der Mitglieder des Bundestages 
stattfinden muss, wird bei poli-
tisch besonders umstrittenen 
Fragen vorgenommen. Dafür 
haben die Abge ordneten Stimm-
karten mit dem Aufdruck des 
Namens und der Zugehörigkeit zu 
einer Fraktion. Blaue Karten be-
deuten „Ja“, rote Karten „Nein“, 
weiße weisen eine Stimm ent-
haltung aus. Die Karten, die die 
Parlamentarier in Urnen werfen, 
werden von den Schrift führern 
gezählt. Das Ergebnis wird von 
dem Sitzungspräsidenten bekannt 
gegeben. Unzulässig ist eine na-
mentliche Abstimmung über be-
stimmte Verfahrensfragen wie 
zum Beispiel die Überweisung ei-
ner Vorlage an einen Ausschuss.

Geheime Abstimmung
Wahlen mit verdeckten Stimm-
zetteln (geheime Wahlen) finden 
statt, sofern das in der Verfassung 
oder einem Bundesgesetz vor-
gesehen ist. Geheim gewählt 
wer den die Bundeskanzlerin, der 
Bun des tagspräsident sowie der 
Wehr beauftragte des Parlaments. 
Hierzu erhält jeder Abgeordnete 
einen amtlichen Stimmzettel 
mit Umschlag. Der Zettel wird 
in einer der aufgestellten Wahl-
kabinen ausgefüllt und an schlie-
ßend unter der Kontrolle der 
Schriftführer in eine Wahlurne 
geworfen. Das Ergebnis teilt der 
Sitzungspräsident mit.

Auszählen 
(„Hammelsprung“)
Mit der Abstimmung durch den 
„Hammelsprung“ sollen Zweifels-
fälle bereinigt werden, etwa dann, 
wenn das Ergebnis im Sitzungs-
vorstand unterschiedlich beurteilt 
wird. Dann müssen die Abgeord-
neten gezählt werden. Sie verlas-
sen den Sitzungssaal und werden 
bei der Rückkehr durch eine von 
drei Türen (Ja, Nein, Enthaltung) 
gezählt. Das Ergebnis teilt der 
Sitzungs präsident mit. Der Name 
„Hammel sprung“ geht auf ein 
Intarsienbild über einer Abstim-
mungstür im Berliner Reichs-
tagsgebäude zurück. Das Bild 
zeigte den blinden Polyphem aus 
der griechischen Sage, der seine 
Hammel zählt, unter de ren Bäuche 
sich Odysseus und seine Gefährten 

7.   Abstimmungen
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geklammert haben, um so der 
Gefangenschaft zu entkommen.

Beschlussfähigkeit
Nach seiner Geschäftsordnung ist 
der Bundestag beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mit glieder im Sitzungs saal anwe-
send sind. Wird vor Beginn der 
Abstimmung die Beschlussfähigkeit 
von so vielen anwesenden Abge-
ordneten be zweifelt, wie eine Frak-
tion bilden können (fünf Prozent), 
und auch vom Sitzungsvorstand 
nicht einmütig bejaht, ist in Ver-
bindung mit der Abstimmung die 
Be schlussfähigkeit durch Zählung 
der Stimmen festzu stellen. Ist der 
Bundestag beschlussunfähig, hebt 
der Sitzungspräsident die Sitzung 
sofort auf. Bei der Fest stellung der 
Be schlussfähigkeit zählen Stimm -
enthaltungen und ungültige Stim-
men mit.

Einfache Mehrheit
Im Normalfall genügt die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen, wo-
bei Enthaltungen nicht mitgezählt 
werden. Theoretisch könnte der 
Bundestag eine Entscheidung mit 
zwei Ja-Stimmen gegen eine Nein-
Stimme bei sonstigen Enthaltungen 
treffen. 

Absolute Mehrheit
Unter absoluter Mehrheit versteht 
man die Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages. Nach der Ver-
fassung ist das „die Mehrheit ihrer 
gesetzlichen Mitgliederzahl“. Die 
Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages ist erforderlich, um 
den Bundestagspräsidenten und 
seine Stellvertreter zu wählen. Das 
Gleiche gilt für die Wahl der Bun-

deskanzlerin im ersten und zwei-
ten Wahlgang sowie beim kons-
truk tiven Misstrauensvotum und 
der Wahl eines Bundes kanzlers 
nach einer gescheiterten Ver-
trauens frage. Ferner ist die abso-
lute Mehrheit erforderlich beim 
Über stimmen eines Bun des rats ein-
spruchs. Manchmal ist hierfür 
auch eine Zweidrittelmehrheit er-
for der lich. Außerdem ist die abso-
lute Mehrheit notwendig bei Än-
de rungen des Gebietsstandes der 
Bundesländer und bei der Er rich-

tung bundeseigener Mittel- und 
Unterbehörden (etwa Schiff fahrts-
direktionen, Schifffahrts äm ter). 
Mit der absoluten Mehrheit sind 
Richter der obersten Gerichte und 
der Wehrbeauftragte des Bundes-
tages zu wählen.

Abstimmung.
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Einfache 
Zweidrittelmehrheit
Mit der Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stim-
men, mindestens jedoch der 
Mehrheit des Bundestages, kön-
nen vom Bundesrat beschlossene 
Einsprüche zurückgewiesen wer-
den, die dort von zwei Dritteln 
der Bundesratsmitglieder erho-
ben wurden. Ferner kann der Ver-
teidigungsfall mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgege-
benen Stimmen, mindestens der 
Mehrheit der Mitglieder des Bun-
destages, festgestellt werden. 
Der Spannungsfall kann mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen fest-
gestellt werden. Zwei Drittel der 
anwesenden Mitglieder können 
nach der Geschäftsordnung des 
Bundestages unter anderem be-
schließen, im Einzelfall von deren 
Vorschriften abzuweichen.

Absolute 
Zweidrittelmehrheit
Zwei Drittel der Mitglieder des 
Bundestages sind für Gesetzes-
beschlüsse erforderlich, die das 
Grundgesetz ändern.

Beschlussempfehlung
Der Ausschuss, an den nach der ers-
ten Beratung im Plenum Vorlagen 

zur federführenden Beratung über-
wiesen wurden, erarbeitet für den 
Bundestag Beschlussempfehlun-
gen. In ihnen sind die Diskussion im 
Ausschuss, die vorgetragenen 
Änderungen zu der jeweiligen Vor-
lage sowie die Voten der mitbera-
tenden Gremien zu sammengefasst. 
Anhand von Beschlussempfehlun-
gen der Fachausschüsse fällt das 
Plenum des Bundestages seine ab-
schließenden Ent schei dungen.

Bundestagsdrucksachen
Alle Vorlagen für den Bundes-
tag werden gedruckt und an die 
Abgeordneten und Verwaltungs-
stellen des Bundestages sowie an 
den Bundesrat, an die Bundes-
ministerien und die Vertreter der 
Presse verteilt. Sie erhalten die 
Nummer der Wahlperiode und 
eine fortlaufende Nummer, zum 
Beispiel 16/1.
http://dip21.bundestag.de/
dip21.web/bt 

Diskontinuität
Während der Wahlperiode nicht 
abschließend beratene Vorlagen 
gelten mit Ablauf der Wahlperiode 
als erledigt (Diskontinuität). Der 
Bundestag kann jedoch beschlie-
ßen, dass solche Vorlagen erneut 
beraten werden.
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Bundeshaushaltsordnung
Die Bundeshaushaltsordnung re-
gelt das Haushaltsrecht des Bundes. 
Sie enthält Vorschriften für die 
Aufstellung des Haushalts plans und 
dessen Durchführung, für Kassen- 
und Buchführung und Rech nungs-
legung sowie für Prü fungen von 
Unternehmen mit eige ner Rechts-
persönlichkeit. Die Bundeshaus-
haltsordnung ist neben dem Finanz-
recht der Ver fassung un mittelbar 
geltendes Recht.

Haushaltsplan
Die Aufstellungsphase des Haus-
haltsplans wird durch das jähr-
liche Rundschreiben des Bundes-
finanzministers eingeleitet, mit 
dem er von den obersten Bundes-
behörden die Voranschläge anfor-
dert. Sie bilden die Grundlage für 
den Haushaltsplanentwurf und die 
damit verbundenen Abstimmun-
gen durch den Bundesfinanzmi-
nister. Der Entwurf des Haushalts-
plans wird zusammen mit dem 
Entwurf des Haushaltsgesetzes von 
der Bundesregierung beraten und 
beschlossen. 

Die Bundesregierung leitet den 
Entwurf des Haushaltsgesetzes und 
des Haushaltsplans gleichzeitig 
dem Bundesrat zur Stellungnahme 
und dem Bundestag zur Beratung 
zu. Die Beratung im Bundestag 
umfasst insgesamt drei Lesungen. 
Nach der ersten Lesung lässt der 
Bundestag die Einzelheiten der 
Ge setzesvorlage durch seinen 

Haushaltsausschuss prüfen. Nach 
der Beschlussfassung des Bundes-
tages erhält der Bundesrat im zwei-
ten Durchgang Gelegenheit, den 
Vermittlungsausschuss anzurufen 
oder Einspruch einzu legen – seine 
Zustimmung zu dem Gesetzentwurf 
ist nicht erforderlich. Nach dem 
Abschluss des Verfahrens wird das 
Haushaltsgesetz mit dem Gesamt-
plan vom Bundesfinanzminister 
und von der Bundeskanzlerin ge-
gengezeichnet, vom Bundespräsi-
denten unterzeichnet und im 
Bundesgesetzblatt verkündet.

Verpflichtungs-
ermächtigungen
Vorgriffe auf künftige Haushalte, 
durch die schon im Voraus ent-
schieden wird, dass künftig Zahl-
ungen erfolgen, heißen Verpflich-
tungsermächtigungen. Sie sind 
das Haushaltsinstrument zur Fi -
nan zierung langfristiger Beschaf-
fungs vorhaben und werden ent-
sprechend der fortschreitenden 

8.   Rund um den Haushalt

Haushaltsausschuss.
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Realisierung des jeweiligen Vor-
habens in Anspruch genommen. 
Das Instrument der Verpflichtungs -
ermächtigung wurde durch die 
Haushaltsreform Ende der 60er 
Jahre eingeführt und soll gewähr-
leisten, dass die Höhe der Ver-
pflichtungen jeweils aus dem 
Haushaltsplan zu erkennen ist.

Finanzhilfen
Nach der Verfassung kann der 
Bund den Bundesländern Finanz -
hilfen für besonders bedeutsame 
Investitionen gewähren, die zur 
Abwehr einer Störung des gesamt-

wirtschaftlichen Gleichgewichts, 
zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft im Bundesgebiet 
oder zur Förderung des wirtschaft-
lichen Wachstums erforderlich sind.

Gewährleistungen
Übernimmt der Bund Bürg schaften, 
Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen, die zu Ausgaben in 
künftigen Haus haltsjahren führen 
können, ist eine der Höhe nach be-
stimmte Ermächtigung durch das 
Haushaltsgesetz erforderlich. Das 
Bundesfinanzministerium muss an 
den Verhandlungen betei ligt wer-
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den und die Übernahme geneh-
migen, kann aber auch auf diese 
gesetzlichen Befugnisse verzichten.

Globale Minderausgabe
Globale Minderausgaben sind Ver-
fügungsbeschränkungen im Haus-
halt, die nicht im Einzelnen, son-
dern global bezeichnet sind. Sie 
bewirken bei den veranschlagten 
Investitionen eine verzögerte oder 
verminderte Leistung durch den 
Bund. Sie ersetzen gezielte Ausga-
benkürzungen und überlassen es 
der Regierung, die pauschale Aus-
gabenkürzung innerhalb eines 

Etats zu erwirtschaften. Das Parla-
ment bedient sich insoweit seines 
Budgetrechts, als es lediglich eine 
Globalentscheidung trifft.

Haushaltssperre
Bei der Haushaltssperre ist zwi-
schen Ausgabensperren und Sperr-
vermerken zu unterscheiden. Die 
Ausgabensperre zielt darauf, durch 
Einschränkungen ohne Eingriffe 
in das Haushaltsgesetz einer ver-
schlechterten Einnahmesituation 
so weit wie möglich Rechnung zu 
tragen. Sie er streckt sich nicht auf 
die gesetz lichen und vertraglichen 
Ausgabeverpflichtungen und ist 
zeitlich auf den laufenden Haushalt 
beschränkt. Der Bundesfinanzmi-
nister kann eine Ausgabensperre 
verhängen, ohne dass das Parla-
ment zustimmt. In der Regel wird 
der Gesetzgeber nachträglich un-
terrichtet. Mit einem Sperrvermerk 
knüpft der Haushaltsgesetzgeber 
Ausgaben in der Regel an Aufla-
gen oder Bedingungen, um sei-
nen Zielvorstellungen Nachdruck 
zu verleihen. Bei einfachen Sperr-
vermerken kann der Finanzminister 
entscheiden, bei qualifizierten 
Sperrvermerken muss der Haus-
haltsgesetzgeber einwilligen.

Investitionen
Der Bund kann Investitionen tä-
tigen. Das sind Ausgaben für 
Baumaßnahmen, soweit sie nicht 
militärische Anlagen betreffen, 
für den Erwerb von beweglichen 
Sachen und Grundstücken so-
wie von Beteiligungen und sons-
tigem Kapitalvermögen, zur Auf-
nahme von Darlehen und für die 
Inanspruch nahme aus Gewährleis-
tungen. Hierbei handelt es sich 
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um öffentliche Ausgaben, die ge-
eignet sind, Produktionsmittel 
der Volkswirtschaft zu erhalten 
oder zu verbessern. Nach der 
Verfassung darf der Bund nicht 
mehr Kredite aufnehmen, als die 
im Haushaltsplan veranschlagten 
Ausgaben für Investitionen dar-
stellen. Ausnahmen sollen nur zur 
Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts 
zulässig sein.

Vermerke: kw, ku
Planstellen oder Ausgaben, die im 
Haushaltsetat eines Jahres einge-
plant sind, die es aber in den nächs-
ten Jahren nicht mehr geben soll, 
erhalten den Vermerk „kw“ (künftig 
wegfallend). Planstellen, die künf-
tig umgewandelt werden sollen, 
erhalten den Vermerk „ku“ (künftig 
umzuwandeln) unter Angabe der 
Art der Stelle und der Besoldungs- 
oder Vergütungsgruppe, in die sie 
umgewandelt werden.

Nachtragshaushalt
Nachträge zum Haushaltsgesetz 
und zum Haushaltsplan müssen 
im Bundestag eingebracht und 
dem Bundesrat zugeleitet werden, 
wenn im Haushaltsplan bewil-
ligte Ausgaben nicht ausreichen 
oder wenn Ausgaben für Zwecke 
erforderlich werden, die im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen 
sind. Nachtragshaushaltsgesetz 
und Nachtragshaushaltsplan müs-
sen dem Parlament bis zum Ende 
des Haushaltsjahres vorliegen. 
Ein Nachtragshaushaltsgesetz ist 
dann nicht notwendig, wenn die 
Mehrausgabe im Einzelfall höchs-
tens fünf Millionen Euro beträgt 
oder wenn Rechtsverpflichtungen 
erfüllt werden müssen.

Subventionen
Subventionen sind Geldleistungen, 
die einem Unternehmensbereich 
im Rahmen der Wirtschafts- und 
Forschungsförderung gewährt 
werden und auf die der Empfänger 
keinen Rechtsanspruch hat. Im 
Gegensatz zu Zuwendungen, die 

Haushaltsausschuss.
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sich nur auf Geldleistungen be-
schränken, können Subventionen 
auch in der Form von Steuersub-
ventionen gewährt werden. Der 
Empfängerkreis von Subventionen 
ist auf private Rechtsträger be-
schränkt. Die staatliche Hilfe muss 
zur Erreichung des angestrebten 
Zwecks geeignet und erforderlich 
sein. Subventionen sollen nach 
einem im Juli 1982 verabschie-
deten Subventionskodex in mög-
lichst geringem Maße in das Markt- 
und Wettbewerbs geschäft ein-
greifen. In der Regel sollen sie be-
fristet, zeitlich abnehmend gestal-
tet und in geeigneten Fällen mit 
einer Rückzahlungsverpflichtung 
ver sehen sein.

Über- und außer-
planmäßige Ausgaben
Über- und außerplanmäßige Aus-
gaben müssen vom Bundesfinanz-
ministerium genehmigt und dür-
fen nur bei unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Bedürfnissen 
bewilligt werden. Sie sind ohne 
Nachtragshaushalt möglich, wenn 
sie fünf Millionen Euro im Einzel-
fall nicht überschreiten oder wenn 
Rechtsverpflichtungen erfüllt wer      -
den müssen. Ausgaben sind über-
planmäßig, wenn sie den betref-
fenden Ausgabetitel im Haushalts-
plan überschreiten, und außerplan-
mäßig, wenn es im Haushaltsplan 
für den vorgesehenen Zweck kei-
nen Ausgabetitel gibt. Die über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben 

sollen durch Einsparungen bei 
anderen Ausgaben in demselben 
Einzelplan ausgeglichen werden. 
Diese Ausgaben müssen dem Bun-
destag und dem Bun desrat sofort 
mitgeteilt werden, wenn sie von 
grundsätzlicher oder erheblicher 
finanzieller Bedeutung sind, an-
sonsten vierteljährlich.

Zuschüsse
Zuschüsse kann der Bund an natür-
liche Personen, öffentliche und
private Unternehmen, soziale oder 
ähnliche Einrichtungen geben. 

Zuweisungen
Zuweisungen sind einmalige oder 
laufende Geldleistungen des Bun-
des an Länder und Gemeinden.

Zuwendungen
Zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
kann der Bund an Stellen außer-
halb der Bundesverwaltung Zu-
wendungen (Zuweisungen und 
Zuschüsse) geben und sich durch 
Verpflichtungsermächtigungen 
binden, sofern er ein Interesse da-
ran hat, bestimmte Institutionen 
oder Projekte zu fördern, wenn oh-
ne dieses Geld der Zweck nicht er-
füllt werden könnte. Zuwendungen 
kommen – anders als Subventio-
nen – nur als Geldleistungen in 
Betracht. Die Leistungen müssen 
den Charakter einer freiwilligen 
Zahlung haben. Sie müssen zweck-
gebunden und zukunftsbezogen 
sein.



44

Petitionen
Jede Bürgerin und jeder Bürger hat 
das Recht, einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen eine Petition, 
eine Bitte oder Beschwerde beim 
Bundestag oder bei einem der Län-
derparlamente einzureichen. In ei-
ner Petition kann beispielsweise 
eine Gesetzesänderung angeregt 
werden. Der Petitionsausschuss des 
Bundestages berät über die An lie-
gen, die die Gesetzgebungskompe-

tenz des Bundes oder Bereiche 
beziehungs weise Einrichtungen der 
Bundesverwaltung betreffen. Die 
Befugnisse des Petitionsausschus-
ses zur Überprüfung von Beschwer-
den sind gesetzlich geregelt. Dabei 
kann der Petitionsausschuss zur 
abschließenden Erledigung durch 
den Bundestag unter anderem 
vorschlagen, die Petition der Bun-
desregierung zur Berück sichtigung, 
zur Erwägung oder als Material zu 
überweisen.
www.bundestag.de
(Rubrik Petitionen)

Verbände
Der Präsident des Bundestages 
führt eine öffentliche Liste, in der 
alle Verbände, die Interessen ge-
genüber dem Bundestag oder der 
Bundesregierung vertreten, einge-
tragen werden. Eine Anhörung ihrer 
Vertreter findet nur statt, wenn sie 
sich in diese Liste eingetragen und 
dabei folgende Angaben gemacht 
haben: Name und Sitz, Zusam-
mensetzung von Vorstand und Ge-
schäftsführung, Interessenbe reich 
des Verbandes, Mitgliederzahl, 
Namen der Verbandsträger sowie 
Anschrift der Geschäftsstelle am 
Sitz von Bun destag und Bundes-
regierung. Da die Existenz solcher 
Verbände dem freiheitlichen und 
pluralistischen Konzept des Grund-
gesetzes entspricht, wird ihr Ein-
fluss nicht etwa nur staatlich gedul-
det, sondern gesucht und rechtlich 
ge ordnet. So hat das Parlament 
die Möglichkeit, die verschiedenen 
Standpunkte der Betroffenen zur 
Kenntnis zu nehmen, um später 
eine gerechte und ausgewogene 
Entscheidung treffen zu können. 
Außerdem können Gesetzgebung 
und Verwaltung ihre Maßnahmen 
treffsicherer machen, wenn der 
Sachverstand der Betroffenen mit 
in die Formulierung von Regelun-
gen eingebracht wird.

Anhörungen
Jeder Ausschuss kann zur Infor-
mation über ein von ihm zu be-
ratendes Thema eine öffentliche 
Anhö rung durchführen. Ein Viertel 

9.   Bundestag und
Bürgerbeteiligung

Petitionen.
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der Ausschussmitglieder kann ein 
solches Anhörungsverfahren er-
zwingen, wenn die betroffene 
Vorlage dem Ausschuss zur fed-
erführenden Beratung überwie-
sen worden ist. Die Ausschüsse 
er hal ten dadurch eine breitere 
Informationsbasis, zumal auch ei-
ne öffentliche Diskussion statt-
findet. Mitberatende Ausschüsse 
können im Einvernehmen mit dem 
federführenden Ausschuss An-
hörungen durchführen, soweit der 
federfüh rende Ausschuss von der 
Möglichkeit, selbst eine Anhörung 
vorzunehmen, keinen Gebrauch 
macht oder seine Anhö rung auf 
Teile der Vorlage, die nur seinen 
Geschäftsbereich betreffen, be-
schränkt. Bei nicht zur federfüh-
renden Bera tung überwiesenen 
Verhandlungsge genständen kann 
ein Ausschuss einer Anhörung auf 
Beschluss der Mehrheit zustim-
men. Die Ausschüsse haben auch 
die Möglichkeit, sich in nichtöffent-
lichen Sitzungen zu informieren 

und mit Experten Fachfragen zu 
diskutieren.

Befriedete Bezirke
Der Schutz der Tätigkeit von Bun-
destag, Bundesrat und Bundes-
verfassungsgericht vor Störungen, 
die von Versammlungen ausge-
hen, wird durch ein Gesetz über 
„befriedete Bezirke“ für Verfas-
sungsorgane des Bundes sicher-
gestellt. Dabei wird zwischen 
der Versammlungsfreiheit und 
der Arbeitsfähigkeit der Verfas-
sungsorgane abgewogen und 
das Demon strationsrecht nur auf 
das unbedingt Notwendige be-
schränkt, da gerade nicht die 
„Verbannung“ der Bevölkerung 
bezweckt wird. In Bonn waren 
Versammlungen unter freiem 
Himmel, Aufzüge und politische 
Demonstrationen innerhalb einer 
Bannmeile um den Bundestag ver-
boten. Die Bann meile wurde mit 
dem Um zug nach Berlin abge-
schafft.

Reichstagsgebäude.
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